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Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“
der Gemeinde Wattenbek

Für den Bereich:
südlich „Pommernweg“ in Höhe der Grundstücke Pommernweg Nr. 19 bis 37 (fortl. ungerade Nummern),
östlich „Pommernweg“ und des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 16,
nördlich des Spielplatzes und der Grundstücke Hermann-Berndt-Straße Nr. 10 und 13

einschließlich des Straßenabschnitts „Grüner Weg“ in diesem Bereich

Frühzeitige Beteiligung der von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie
der anerkannten Naturschutzverbände gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und Benachrichtigung der Nachbargemeinden ge-
mäß § 2 Abs. 2 BauGB sowie Benachrichtigung der Landesplanung nach § 11 Abs. 2 LaplaG insgesamt mit Schrei-
ben vom 28.07.2024 und mit Fristsetzung bis zum 02.09.2024.

Beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange
mit Anregungen und/oder Hinweisen:
- Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung und Mobilität

mit Schreiben vom 02.09.2024
- Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH per Mail vom 28.08.2024
- Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH mit Stellungnahme vom 20.08.2024
- IHK zu Kiel, Zweigstellen Neumünster und Rendsburg mit Schreiben vom 16.08.2024
- Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein mit Stellungnahme vom 12.08.2024
- Deutsche Telekom Technik GmbH mit Stellungnahme vom 29.07.2024

Beteiligte Behörden sowie sonstige Träger öffentlicher Belange,
ohne Anregungen und/oder Hinweise:
- Stadt Neumünster mit Schreiben vom 08.08.2024
- Amt Bordesholm für die Gemeinde Groß Buchwald mit Stellungnahme vom 06.08.2024
- Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes S-H (LLnL)

- Untere Forstbehörde- mit Stellungnahme vom 07.08.2024
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- Handwerkskammer Flensburg mit Stellungnahme vom 30.07.2024

Beteiligte Nachbargemeinden und Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und
anerkannte Naturschutzverbände ohne Stellungnahme:
- Amt Bordesholm für die Gemeinden Brügge und Negenharrie
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes S-H,

Referat 52 für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht
- Landesamt für Denkmalpflege
- Landesamt für Umwelt des Landes S-H - Technischer Umweltschutz (LfU)
- Abwasserzweckverband Bordesholmer Land
- Versorgungsbetriebe Bordesholm GmbH
- Wasserbeschaffungsverband Rumohr über Amt Bordesholm
- Wasser- und Bodenverband „Obere Eider“
- SWN Stadtwerke Neumünster
- Freiwillige Feuerwehr Wattenbek
- Naturschutzbeauftragter der Gemeinde Wattenbek über Amt Bordesholm
- Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände S-H (AG - 29)
- NABU Deutschland, Landesverband Schleswig-Holstein
- BUND Landesverband SH

Landesplanungsbehörde,
ohne Stellungnahme:
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes S-H - Landesplanungsbehörde verzichtet

auf die Abgabe einer Stellungnahme lt. Mitteilung per Mail vom 29.07.2024

hier: Abwägungsvorschlag zu eingegangenen Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren nach
§ 4 (1) BauGB im Rahmen der gemeindlichen Abwägung zum Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss

Aukrug:
Bearbeitungsstand
vom 05.05.2025
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

1. Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mo
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Zur vorliegenden Bauleitplanung, hier eingegangen am 28.07.2024, nehmen
die beteiligten Dienststellen wie folgt Stellung:

Die Anregungen und Ausführungen werden
zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
Die Anregungen, Ausführungen und Hinweise
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur
Kenntnis genommen und in die gemeindliche Ab-
wägung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung eingestellt.

Fachdienst Umwelt
(untere Naturschutzbehörde)

zu Fachdienst Umwelt
(untere Naturschutzbehörde)

In Kap. 3 des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags und der dortigen
Eingriff- /Ausgleichs-Bilanzierung wird sehr detailliert auf die im Änderungs-
bereich befindlichen Knick-Strukturen eingegangen, die als geschützte Bio-
tope dem besonderen Schutz nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 1 Nr. 4
LNatSchG unterliegen.

Kenntnisnahme und
die Ausführungen im LPB bleiben unverändert

Dem Schutz der Knicks bzw. unvermeidbaren Beeinträchtigungen dieser
Strukturen ist gem. den Inhalten der Durchführungsbestimmungen zum
Knickschutz, Erlass des MELUND - V 534-531.04 vom 20.01.2017 Rechnung
zu tragen.

Kenntnisnahme

Aufgrund des Kompensationserfordernisses (1:1 bei Knick- Entwidmung bzw.
1:2 bei Knick-Beseitigung) sind insgesamt 104 lfd. m Knick neu anzulegen.

Die Ausführungen zum insgesamt erforderlichen
„Knickersatz“ werden seitens der Gemeinde als
zutreffend bestätigt und bleiben mit der Entwurfs-
planung unverändert.

Ein entsprechender Kompensationsnachweis - ob durch Neuanlagen / Neu-
anpflanzungen vor Ort oder durch externe Bereitstellung - ist i. R. des o. g.
Bauleitplanung vor Satzungsbeschluss schriftlich zu erbringen.

Die Ausführungen zum „Knick-Kompensations-
nachweis“ werden seitens der Gemeinde zur
Kenntnis genommen und berücksichtigt.
Innerhalb des Plangebiets wird es nicht möglich
sein, ökologisch sinnvolle Knickersatzmaßnah-
men durchzuführen.
Daher wird der Knickersatz extern durch die
plangebende Gemeinde auf einem seitens der
uNB anerkannten Knick-Öko-Konto nachgewie-
sen. Dem externen Ausgleich hat die uNB am 13.
02.`25 inhaltlich zugestimmt.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Die von der Planung unbeeinträchtigt belassenen gesetzlich besonders ge-
schützten Knickstrukturen in Bereich des Flurstücks 26/19 (Pommernweg 37)
sind sowohl in der Planzeichnung als auch Zeichenerklärung als solche klar
darzustellen. Diesbezüglich besteht Ergänzungsbedarf.

Die Gemeinde kann
keinen Ergänzungs-
bedarf erkennen. In
der Planzeichnung
ist der Knick auf
Grundstück Nr. 37
als zu erhalten fest-
gesetzt und auch in
der zeichnerischen
Darstellung gegen-
über den zu entwid-
menden Knicks deut-
lich hervorgehoben
und entsprechend
auch in der Zeichen-
erklärung erläutert.

Die Gemeinde sieht hier keinen weiteren Hand-
lungsbedarf.

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist davon auszugehen, dass sich dort
Fortpflanzungs-/Ruhe-Stätten von wildlebenden Tieren und besonders ge-
schützte Tierarten nach §§ 39 u.44 BNatSchG befinden.

Die Annahme wird seitens der Gemeinde für
wahrscheinlich erachtet.

Hier sind u. a. Vögel, Fledermaus- und Säugetier-Arten zu nennen, die in der
Region in derartigen Lebensräumen mit verschiedenen Arten anzutreffen
sind.

Kenntnisnahme

Gem. des Verbotstatbestandes nach 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG Die Verbotstatbestände sind im Rahmen der pri-
vaten Vorhabenrealisierungen zu beachten.
Äußere Erschließungsmaßnahmen sind mit dem
Ausbau „Grüner Weg“ nicht mehr erforderlich.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Sind die sowohl in Kap. 4 des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags darge-
stellten Maßnahmen des Artenschutzes als auch die in Teil B unter dem
Oberbegriff Artenschutz aufgeführten Vermeidungsmaßnahmen zwingend zu
beachten.

Die Vermeidungsmaßnahmen mit Bezug zum Ar-
tenschutz sind durch die privaten Grundstücksei-
gentümer oder deren Beauftragten im Zuge der
jeweiligen Vorhabenrealisierung in dem mit der
Bebauungsplanung dokumentierten Umfang zu
beachten.

Zum langfristigen Schutz und Erhalt des örtlichen Baumbestandes wird im
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag in Kap. 4 Maßnahmen des Baum-
schutzes / Gehölzschutzes auf die Vorschriften der DIN 18920 „Schutz von
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“,
der R SBB, „Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen
bei Baumaßnahmen“ und der ZTVBaumpflege „Zusätzliche Technische
Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege“ verwiesen, die bei der
Bauausführung zwingend zu beachten sind.

Kenntnisnahme

Um entsprechende Aufnahme in die textlichen Festsetzungen in Teil B des B-
Planes (Pkt. 9) wird gebeten.

Eine planungsrechtliche Festsetzung nach § 9
Abs. 1 BauGB bzw. als örtliche Bauvorschrift
nach § 86 LBO mit Verweis auf die seitens der
uNB genannten technischen Anweisungen zum
Baumschutz ist nicht möglich.
Daher erfolgt ein entsprechender Hinweis als Un-
terkapitel der textlichen Festsetzungen, sodass
diese benannten technischen Anweisungen auch
auf der Bebauungsplanurkunde dokumentiert
sind.
Gleichwohl bleibt die Beachtung der genannten
technischen Vorschriften den Grundstückseigen-
tümern eigenverantwortlich vorbehalten.

Hinweis:
Die erwähnte RAS- LP 4 existiert nicht mehr und ist durch die oben genannte
R SBB ersetzt worden.

Der Hinweis auf die Richtlinie „R SBB“ wird im
weiteren Planaufstellungsverfahren berücksich-
tigt.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Niederschlaqswasser:
Gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Erlasses A-RW 1 vom 10.10.
2019 ist bei der F- und B-Planaufstellung besonderes Augenmerk auf die
Niederschlagswasserbeseitigung zu richten. Dabei ist zu beachten, dass der
natürliche Wasserhaushalt der potentiell natürlichen Ursprungsflächen als
Versickerung, Verdunstung und Abfluss in ein Oberflächengewässer nicht
relevant verändert werden darf.

Niederschlagswasser:
Die Ausführungen zu den Anforderungen an die
Wasserhaushaltsbilanz nach „A-RW-1“ sind der
Gemeinde bekannt und werden im weiteren
Planaufstellungsverfahren berücksichtigt.

Das bedeutet, dass der Oberflächenabfluss von zu befestigenden Flächen
auf den landwirtschaftlichen Abfluss vermindert und die Versickerung und
insbesondere die Verdunstung auf dem Grundstück bzw. im B-Plan gegen-
über den bisherigen konventionellen Planungen erhöht werden müssen.

Kenntnisnahme

Dazu ist eine Berechnung der Verhältnisse mit dem Berechnungsprogramm
A-RW 1 des Landesamtes (ehem. LLUR) durchzuführen und der UWB vor
Rechts-krafterlangung der Bauleitplanung vorzulegen. Die Randbedingungen
(GRZ, Gründächer, Versickerungsflächen) sind im B-Plan festzulegen.

Die Untersuchungen zu „A-RW-1“ wurden von
der Gemeinde beauftragt. Die Ergebnisse wer-
den in der planerischen Relevanz Eingang in die
Entwurfsplanung finden.

Um die geplante vollständige Versickerung prüfen zu können ist im Rahmen
der Planung eine Boden- und Baugrunduntersuchung vorzulegen.

Der Hinweis zur Durchführung einer Boden- und
Baugrunduntersuchung zum Nachweis einer voll-
ständigen Versickerung des anfallenden Oberflä-
chenwassers für den privaten Bereich (Bau-
grundstücke) wird berücksichtigt.
Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchung und
der Betrachtungen zu „A-RW-1“ werden in ihrer
planerischen Relevanz, soweit noch ergänzend
zum Vorentwurfsstand erforderlich, in die Ent-
wurfsplanung eingestellt.
Beide Untersuchungen werden Anlage der Be-
gründung.
Aufgrund der Untersuchungsergebnisse sieht die
Gemeinde kein Erfordernis, weitere planungs-
rechtliche Festsetzungen oder örtliche Bauvor-
schriften in den „Entwurf“ aufzunehmen.
Die bisher getroffenen Maßnahmen zur Verbes-
serung der Wasserhaushaltsbilanz werden als
ausreichend erachtet.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

Ferner sind keine Bedenken und Anregungen zum Vorhaben vorhanden. Kenntnisnahme
zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Fachdienst Umwelt
(untere Bodenschutzbehörde)

zu Fachdienst Umwelt
(untere Bodenschutzbehörde)

Aus bodenschutzbehördlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen die Planung der Gemeinde.

Die Gemeinde nimmt die Feststellung zur Kennt-
nis, dass aus bodenbehördlicher Sicht keine
grundsätzlichen Bedenken gegen die im Vorent-
wurf vorgelegte gemeindliche Planung bestehen.
Diese Feststellung wird in die Planbegründung
zum Entwurf eingestellt.

Seit dem 01.08.2023 gilt die neue Mantelverordnung mit der neuen Bundes-
bodenschutz und Altlastenverordnung und der Ersatzbaustoffverordnung
(EBV). Das bedeutet, dass die Analytik entsprechend von LAGA/DepV auf
EBV/DepV umgestellt und der Parameterumfang der neuen BBodSchV be-
achtet werden muss.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur
neuen Mantelverordnung mit der neuen Bundes-
bodenschutz und Altlastenverordnung und der
Ersatzbaustoffverordnung zur Kenntnis und wird
dies durch Übernahme in die Begründung den
privaten Grundstückseigentümern innerhalb des
Plangebiets zu Beachtung aufgeben.

Der Text in der Begründung unter Kap.14.2. „Nachsorgender Bodenschutz“
ist an diese neuen gesetzlichen Grundlagen (EBV) anzupassen, u.a.:

Der Hinweis zur Anpassung der Ausführungen im
Kapitel 14.2 zu den gesetzlichen Regelungen
aus der „Verordnung über Anforderungen an den
Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung
- ErsatzbaustoffV)“ wird mit der Entwurfsplanung
beachtet.

Im Zuge der Baumaßnahme sind die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 202
BauGB - Schutz des humosen Oberbodens), der Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 6 - 8) des Bundes-Bodenschutzgesetzes
(BBodSchG u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
(KrWG u.a. § 2 und § 6) einzuhalten.

Kenntnisnahme seitens der Gemeinde im Rah-
men der Bebauungsplanung und Weiterleitung
an die privaten Grundstückseigentümer zur Be-
achtung bei der Realisierung von Bauvorhaben
innerhalb des Plangeltungsbereiches.

Für Bodenaushub, der der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseiti-
gung) übergfeben werden soll, gilt Folgendes:

Die Gemeinde nimmt die nachfolgenden Ausfüh-
rungen zur externen Entsorgung von Bodenaus-
hub zur Kenntnis, wobei im Zuge der Vorhaben-
realisierung anzustreben sein wird, den Boden-
aushub vor Ort zu belassen bzw. sinnvoll bei der
Gartengestaltung zu nutzen.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bodenmengen gilt:
Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und § 7 Bundesbodenschutz-
und Altlastenverordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle
1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe sowie TOC zu analysieren und
entsprechend zu verwerten. Der übrige Bodenaushub (mineralischer Boden)
ist zwingend nach den Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage
1 Tabelle 3 zu untersuchen und entsprechend den Ergebnissen zu verwerten
(vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV).

Die Ausführungen werden seitens der Gemeinde
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis
genommen und durch Aufnahme dieses Sach-
verhalts in die Begründung den privaten Grund-
stückseigentümern zur Beachtung weitergege-
ben.

Für Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen von bis zu 10 % gilt
die EBV, dementsprechend auch Analysenberichte nach EBV. Bei extern
angeliefertem Material gilt ebenfalls die EBV.
Die Absätze in Kapitel 14.2 sind dahingehend zu verbessern.

Die Begründung wird entsprechend den Hinwei-
sen und Ausführungen der uBB geändert / ange-
passt.

Fachdienst Verkehr
(untere Straßenverkehrsbehörde)

zu Fachdienst Verkehr
(untere Straßenverkehrsbehörde)

Seitens der Straßenverkehrsbehörde bestehen hinsichtlich der verkehrlichen
Erschließung / sonstiger straßenverkehrsrechtlicher Gegebenheiten zum
jetzigen Zeitpunkt keine Bedenken. Eventuelle straßenverkehrsrechtliche
Anordnungen können allenfalls einzelfall- und fallbezogen erfolgen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen der
Straßenverkehrsbehörde zur verkehrlichen
Erschließung und zu sonstigen straßenverkehrs-
rechtlichen Gegebenheiten zur Kenntnis.

Auszug aus der Begründung zum Vorentwurf

Vorsorglich ergehen folgende Hinweise:

Der nachstehende Hinweis wird seitens der Ge-
meinde zur Kenntnis genommen.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 02.09.2024

An der Einmündung von Erschließungsstraßen sind Sichtflächen gern. RAST
06 (Ausgabe 2006) Ziff. 6.3.9.3 auszuweisen. Die Sichtflächen sind von jeg-
licher Bebauung und Bepflanzung zwischen 0,80m und 2,50m Höhe über
Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten. Ggf. sind flankierende Maßnahmen
wie (Halteverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung, Lichtsignalanlagen etc.)
erforderlich. Auch die Anlage von Müllcontainerstellplätzen sowie die zum
Einwerfen und zum Entleeren notwendigen Halteflächen müssen außerhalb
des Sichtfeldes vorgesehen werden. Innerhalb der Sichtflächen dürfen keine
Parkplätze ausgewiesen werden.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Art
und zum Umfang notwendiger Sichtfelder an Ein-
mündungen von Erschließungsstraßen zur
Kenntnis.
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
12 werden weder Erschließungsstraßen pla-
nungsrechtlich ermöglicht noch ist dies ein plane-
risches Ziel der Gemeinde.
Die Erschließung der rückwärtigen Grundstücks-
flächen erfolgt direkt vom „Grüner Weg“ aus.

Es wird darum gebeten, bei den weiteren Verfahrensschritten wieder beteiligt
zu werden.

Der Hinweis wird im Rahmen der Beteiligung
nach § 4 (2) BauGB berücksichtigt.

Weitere Anregungen werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde nicht vorge-
tragen.

Nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung wird um Vorlage des
Abwägungsergebnisses gebeten. Ich bitte um Beteiligung im weiteren
Planverfahren.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass weitere
Anregungen der beteiligten Fachdienste, auch
der, die bisher keine Stellungnahme abgegeben
haben, nicht vorliegen und somit den Ausführun-
gen und den Festsetzungen zum „Vorentwurf“
seitens der Fachdienste gefolgt werden wird.
Die Anforderungen werden verwaltungsseitig be-
achtet.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

2. Vodafone GmbH /
Vodafone Kabel
Deutschland GmbH
Stellungnahme
vom 28.08.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 28. 07. 2024.

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen und im Rahmen der Bebau-
ungsplanung in die gemeindliche Abwägung zum
Entwurfsbeschluss und somit in angemessener
Weise in die Bauleitplanung eingestellt.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unter-
nehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dargestellt ist.
Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu
schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeck-
ungen nicht verringert werden dürfen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zum Vor-
handensein von Telekommunikationsanlagen in-
nerhalb des Plangebiets zur Kenntnis und wird
die Grundstückseigentümer in geeigneter Form
hierüber informieren.

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Telekommuni-
kationsanlagen erforderlich werden, benötigen wir mindestens drei Monate
vor Baubeginn Ihren Auftrag an TDRB-N. Hamburg@vodafone. com, um
eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen
Arbeiten durchführen zu können.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu einer
möglichen Umverlegung oder Baufeldfreima-
chung zur Kenntnis und wird dies durch Auf-
nahme dieses Sachverhalts in die Begründung
den Grundstückseigentümern zur Kenntnis-
nahme und zur Beachtung geben.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z. B. bei städtebaulichen
Sanierungsmaßnahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer
Telekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu
erstatten sind.

Die Gemeinde weist darauf hin, dass das Plan-
gebiet nicht in einem festgesetzten Sanierungs-
gebiet liegt, auf den sich der § 150 (1) BauGB
bezieht und somit ggf. entstehende Kosten der
Verlegung bzw. des Ersatzes nicht ursächlich
durch diese Planung entstehen würden.
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3. AWR
Abfallwirtschaft
Rendsburg-
Eckernförde mbH
Stellungnahme
vom 20.08.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen für das vorstehend
genannte Planvorhaben.

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung zur Kennt-
nis genommen und in die gemeindliche Abwä-
gung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung eingestellt.

Die gesetzlichen Anforderungen an Straßen, die von Müllsammelfahrzeugen
befahren werden sollen, bitte ich zu beachten:

Die aufgeführten Anforderungen an Straßen, die
von Müllfahrzeugen befahren werden, werden
seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen.

 ausreichende Tragfähigkeit (bis 30 t)

 Die nebenstehenden Anforderungen an die
von Müllfahrzeugen befahrenen Straßen,
hier „Grüner Weg“ und „Pommernweg“ sind
vorhanden und werden von der Müllabfuhr /
den Entsorgungsfahrzeugen genutzt ohne
das hiermit Unfallrisiken verbunden wären.

 ausreichende Straßenbreiten
Straßen mit Begegnungsbverkehr mindestens 4,75 m
Straßen ohne Begegnungsverkehr mindestens 3,55 m

 bei Ein- und Ausfahrten und in Kurvenbereichen müssen die Schlepp-
kurven der eingesetzten Müllfahrzeuge berücksichtigt werden (dieses
gilt auch bei Pflanzinseln, Bäumen und ausgewiesenen Parkplätzen)

 eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicherheits-
abstand ist erforderlich (Lichtraumprofil)

 Bodenschwellen müssen so gestaltet werden, dass sie von
Müllfahrzeugen problemlos überfahren werden können.

 Bodenschwellen sind beim Ausbau „Grüner
Weg“ in Form von flächenhaften Aufpflaste-
rungen vorgenommen worden, um die be-
sonderen örtlichen Gegebenheiten hierdurch
hervorheben und zugleich die Fahrgeschwin-
digkeit reduzieren zu können. Die flächenhaf-
ten Aufpflasterungen können von den Müll-
fahrzeugen in gleicher Weise wie von Kraft-
fahrzeugen problemlos überfahren werden.

Nur wenn diese Kriterien erfüllt sind, können wir eine Müllabfuhr im Plange-
biet gewährleisten.

Die Gemeinde geht davon aus, dass mit den
vorangestellten Ausführungen und dem Straßen-
baubestand die Kriterien der gefahrenlosen Müll-
abfuhr sichergestellt sind.
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4. IHK zu Kiel
Stellungnahme
vom 16.08.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteiligungsverfahren und die
damit verbundene Gelegenheit, eine Stellungnahme zur Wahrung der
Interessen der gewerblichen Wirtschaft abzugeben.

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.
Die Ausführungen und die Feststellung werden
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis
genommen und in die gemeindliche Abwägung
eingestellt und somit in angemessener Form in
der Bauleitplanung berücksichtigt.

Wir begrüßen die Möglichkeit, nicht störende Gewerbebetriebe ausnahms-
weise im Baugebiet anzusiedeln und haben bezüglich der 1. Änderung des
Bebauungsplans Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek keine Bedenken und
Anregungen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu den
ausnahmsweise zulässigen, das Wohnen nicht
störende Gewerbebetriebe im Plangebiet zur
Kenntnis.
Eine möglichst flexible und offene Gestaltung
des Plangebiets ist unter Beachtung der Aspekte
einer städtebaulich geordneten Entwicklung der
Gemeinde wichtig für eine nachhaltige
Gemeindeentwicklung.
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5. Archäologisches
Landesamt S-H
Stellungnahme
vom 12.08.2024

Sehr geehrter Herr Scharlibbe,

Die Feststellung und die Ausführungen wer-
den zur Kenntnis genommen.
Die Feststellung und die Ausführungen werden
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis
genommen und in die gemeindliche Abwägung
zum Entwurfsbeschluss und somit in angemes-
sener Weise in die Bauleitplanung eingestellt.

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale
gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die
Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen.
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planunter-
lagen zu.

Die Gemeinde nimmt die Feststellung, dass
durch die vorgelegte gemeindliche Planung keine
Auswirkungen auf archäologische Kulturdenk-
male beeinträchtigt werden, zur Kenntnis und
wird diese Feststellung in die Planbegründung
einstellen.

Der überplante Bereich befindet sich jedoch zu einem kleinen Teil in einem
archäologischen Interessengebiet.

Zugleich nimmt die Gemeinde aber auch zur
Kenntnis, dass nach den Angaben des Archäolo-
gischen Landesamtes ein kleiner Teil innerhalb
des Plangebiets liegen soll.

Dies betrifft jedoch nur
einen kleinen Teilbe-
reich „Grüner Weg“ im
Bereich der Haus Nr.
12 und 14. Eingriffe in
den Boden sind nicht
geplant, da Straßen-
baumaßnahmen mit
dieser Bebauungs-
planänderung nicht ver-
bunden sein werden
und die Erschließung
des östlich benachbart
gelegenen Bebauungs-
planes Nr. 16 abge-
schlossen ist.
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zu
5.

weiter zu
Archäologisches
Landesamt S-H
Stellungnahme
vom 12.08.2024

Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit
einem erhöhten Aufkommen an archäologischer Substanz d.h. mit archä-
ologischen Denkmalen zu rechnen ist.

Kenntnisnahme und Verweis auf den
vorangestellten Abwägungsvorschlag.

Wir verweisen deshalb ausdrücklich auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenk-
male entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung
besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der
Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Ent-
deckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der
Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das
Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten,
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten ge-
schehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier
Wochen seit der Mitteilung.

Der Hinweis und die Ausführungen zum Umgang
bei unvermuteten Funden werden seitens der
Gemeinde zur Kenntnis genommen.
Bei Erdarbeiten, die mit der Umsetzung dieser
Planung verbunden sein werden, sind die neben-
stehenden Vorgaben durch den jeweiligen
Grundstückseigentümer bzw. der von ihm
Beauftragte zu beachten.
Dieser Sachverhalt wurde bereits mit der Vorent-
wurfsplanung in die Begründung aufgenommen
und wird entsprechend der vorliegenden Stel-
lungnahme ergänzt und somit in der Bauleitpla-
nung beachtet.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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6. Deutsche Telekom
Technik GmbH
Stellungnahme
vom 29.07.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,
wir bedanken uns für die Zusendung der Unterlagen.

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung zur Kennt-
nis genommen und in die gemeindliche Abwä-
gung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung in angemessener Weise einge-
stellt.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben.

Der Hinweis auf die Bevollmächtigung der Tele-
kom Technik GmbH zur Abgabe einer Stellung-
nahme für die Telekom Deutschland GmbH wird
seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen.

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass gegen
die im Vorentwurf vorgelegte gemeindliche Pla-
nung seitens des Telekommunikationsunterneh-
mens keine Bedenken bestehen und wird dies in
die Planbegründung einstellen.

Die neuen Häuser können von der Telekom mit FTTH versorgt werden. Der Hinweis auf Versorgung der neuen Häuser
mit FTTH wird seitens der Gemeinde zur Kennt-
nis genommen.

Sofern neue Gebäude an das Telekommunikationsnetz der Telekom ange-
schlossen werden sollen, muss sich der Bauherr frühzeitig (mind. 6 Monate
vor Baubeginn) mit unserem Bauherrenservice unter der Rufnummer 0800/
3301903 oder über das Kontaktformular im Internet unter der Adresse:
https://www.telekom.de/hilfe/bauherren in Verbindung setzen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zum An-
schluss privater Bauvorhaben an das Telekom-
munikationsnetz der Telekom zur Kenntnis und
wird dies an die privaten Grundstückseigentümer
zur Beachtung weitergeben.


